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VORGESCHICHTE Angesichts der schlechten Wirtschaftslage, der aufgrund der Mobilisa-
tionskosten im Ersten Weltkrieg immer noch hohen Verschuldung des 
Bundes und der grundsätzlichen Einigkeit darüber, dass auf den Bund 
neue soziale Aufgaben wie z.B. die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung zukommen (vgl. Vorlage 101), scheinen in der Zeit nach dem Ersten 
Weltkrieg neue Einnahmequellen unverzichtbar. 

Die finanzpolitischen Ideen des bürgerlichen Regierungslagers und der 
Sozialdemokraten klaffen jedoch weiterhin auseinander: Der Bundesrat 
stuft die Finanzlage als weit weniger dramatisch ein als jene anderer 
Staaten und zielt, nach den bereits beschlossenen befristeten Kriegsge-
winnsteuern, Kriegssteuern (vgl. Vorlagen 74 und 79) und der Stempelab-
gabe (vgl. Vorlage 75) auf künftige Tabak- und Alkoholsteuern sowie eine 
Besteuerung der Erbschaften. Die SP hingegen beharrt trotz dem Nein 
von 1918 zu ihrer Steuerinitiative (vgl. Vorlage 76) auf der dauerhaften Er-
hebung von sozial umverteilenden direkten Steuern und fordert eine 
Vermögensabgabe. Im September 1921 reicht sie eine entsprechende 
Volksinitiative ein. Ihr Tarif ist so ausgestaltet, dass nur die vermögend-
sten sechs Promille der Bevölkerung betroffen sind.  

Der Bundesrat bezeichnet das Begehren als gefährliche «Raubmass-
nahme», welche «die Einführung des kommunistischen Systems in der 
Schweiz» erstrebe (BBl 1922 II 950). Diese These nährt sich aus der Be-
stimmung der Initiative, wonach die Abgabe auch in Form von Wertpa-
pieren an den Staat erfolgen kann, was den Staat faktisch zum Aktionär 
privater Firmen macht. Der Bundesrat empfiehlt die Initiative ohne Ge-
genvorschlag zur Ablehnung. Dieser Empfehlung folgt auch das Parla-
ment. 

GEGENSTAND Volk und Stände stimmen über einen neuen Art. 42bis der Bundesverfas-
sung ab. Dieser schreibt eine Abgabe auf allen Vermögen natürlicher 
oder juristischer Personen von mehr als 80 000 Franken vor. Für natür-
liche Personen bewegt sich der Steuersatz von 8 bis 60 Prozent (für Ver-
mögensteile über drei Millionen Franken). Abgabepflichtige können ver-
pflichtet werden, den geschuldeten Betrag in Wertpapieren oder ande-
ren Vermögensteilen zu entrichten. Die eingenommenen Gelder sollen 
für soziale Zwecke verwendet werden. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die SP und die Gewerkschaften kämpfen alleine für ihre Initiative. Die 
bürgerlichen Parteien und Verbände stellen sich ihnen bis hin zu den 
Christlichsozialen geschlossen entgegen. Auch die Bischöfe von Chur 
und Lausanne fordern in Hirtenschreiben ihre Mitglieder auf, die Initia-
tive zu verwerfen. Der Grütliverein gibt die Stimme frei. 

Der Abstimmungskampf wird mit grosser Härte geführt: «Der Einsatz von 
Massenmedien wie Flugblätter, Rotationspresse, Grossreklame, Kir-
chenkanzel und Sportplatz war total» (Jost 1986: 770). Wie Hodel (1994: 
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250) schreibt, treibt die Kampagne «die ohnehin latente Klassenkampf-
stimmung zum Exzess». Beide Lager schwärzen den Gegner respektlos 
an. Während die Linke den «kapitalistischen Ausbeutern» ans Einge-
machte will und bei den Bürgern die Hoffnung auf die Errichtung von So-
zialwerken zu wecken versucht, unterstellen die Gegner der SP, sie wolle 
auf dem Weg der Vermögensabgabe den Kommunismus in der Schweiz 
herbeiführen.  

Die SP verspricht mit einem Ja eine Belastung der Reichsten, die not-
wendig, gerecht und verkraftbar sei. Sie warnt, ein Nein führe für die Ar-
beiter zu Lohnabbau, Arbeitszeitverlängerung, indirekten Steuern oder 
zur Zerrüttung des Staatshaushalts. Ihre Gegner argumentieren nicht 
nur, die Vermögensabgabe bewirke eine faktische Enteignung, sondern 
bezeichnen sie auch als sozialpolitisch kontraproduktiv, da die Steuer-
pflichtigen den Steuerbetrag über Preise und Löhne auf die Konsumen-
ten und die Arbeitnehmer abwälzen würden. Die einseitige Belastung ei-
ner derart kleinen Gruppe Vermögender bezeichnen sie als ungerecht 
und undemokratisch. Ausserdem führe die Initiative zu Beamtenschnüf-
felei und Denunziantentum, und sie gefährde das Bankgeheimnis. 

ERGEBNIS Die Initiative mobilisiert 86,3% der Stimmberechtigten zur Stimmabgabe. 
Dies ist die höchste Beteiligung in der Geschichte der eidgenössischen 
Volksabstimmungen. Das Ergebnis ist deutlich: nur 13,0% stimmen für die 
Vermögensabgabe, alle Stände lehnen ab. Nur in Basel-Stadt und Genf 
liegt der Jastimmenanteil über 20%. 
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